ZUSAMMENSETZUNG

UND ARBEITSWEISE DES

STAATSRATES

1.	Allgemeine Würdigung: Beibehaltung der Kollegialregierung?

1.1	Kontext

Die aktuelle freiburgische Regierung entspricht dem Kollegialsystem. Dieses System hat eine Reihe von Vorteilen, doch in den letzten 150 Jahren haben die Aufgaben und Mittel des Staates beträchtlich zugenommen, und seine Strukturen und seine Handlungsweise sind viel vielfältiger und komplexer geworden.



Die Frage nach der Veränderung dieses Systems ist also nur natürlich. An erster Stelle wurden Studien auf Bundesebene vorgenommen, um zu bestimmen, ob ein Übergang zu einem parlamentarischen oder präsidentiellen Regierungssystem erwogen werden konnte. Dabei wurde jedoch sehr bald beschlossen, das Kollegialsystem beizubehalten, da der Übergang zu einem der beiden anderen Systeme tiefgreifende Änderungen im gesamten politischen System der Schweiz erfordert hätte, die insbesondere den Grundsatz der Konkordanzdemokratie, bestimmte Volksrechte oder auch die Parteienvielfalt in Frage gestellt hätten.



Auch in den (wenigen) Kantonen, in denen die Frage einer Änderung des Regierungssystem gestellt worden ist, ging die Tendenz vielmehr in Richtung einer ausdrücklichen Bestätigung des Grundsatzes der Kollegialregierung und seiner Auswirkungen, hauptsächlich aufgrund derselben Gründe. Beinahe alle Kantonsverfassungen neueren Datums erwähnen das Kollegialprinzip, wobei meist präzisiert wird, dass die Regierung ihre Beschlüsse als Kollegium fasst.



Hinsichtlich des Kantons Freiburg und aufgrund der Erfahrungen auf Bundesebene und in den übrigen Kantonen dürfte es ein wenig illusorisch sein, das Kollegialsystem grundlegend in Frage zu stellen, und der richtige Weg scheint eher über eine Anpassung und Entwicklung des heutigen Systems zu gehen.



Dennoch mussten die Fragen 1, 2 und 3 zum idealen Regierungssystem für den Kanton Freiburg gestellt werden.

1.2	Fragen und Antworten

Frage 1: Sind Sie einverstanden mit der Beibehaltung des Kollegialsystems?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�33�1�1�-��Politische Parteien�4�-�-�-��Versch. Gruppierungen�4�-�1�-��Gemeinden �30�-�-�-��



Frage 2: Falls Sie gegen die Beibehaltung des Kollegialsystems sind, welche Regierungsform bevorzugen Sie : das Parlamentarische System, das Präsidentielle System, ein anderes System?



�Parlamenta-

risches System�Präsiden-

tielles System�Anderes�Keine Antwort��Private�-�1�1�33��Politische Parteien�-�-�-�4��Versch. Gruppierungen�-�-�-�5��Gemeinden �-�-�-�30��



Frage 3: Haben Sie Erklärungen, Bemerkungen oder Vorschläge zu diesem Thema?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�8�20�-�7��Politische Parteien�-�3�-�1��Versch. Gruppierungen�1�3�-�1��Gemeinden �1�24�1�4��1.3	Bemerkungen und Vorschläge

1.3.1	Allgemeines

Die deutliche Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer spricht sich für die Beibehaltung des Kollegialsystems aus.

1.3.2	Befürworter

Man ist grundsätzlich der Auffassung, dass dieses System der Schweizer Demokratie am besten entspricht. Einigen Antworten zufolge ist es sogar "vital für unseren Kanton und trägt dazu bei, die Implosion des Bundes zu verhindern, da es eine Berücksichtigung der kulturellen und sprachlichen Unterschiede zulässt".



Die Notwendigkeit von Verbesserungen wird jedoch nicht in Frage gestellt.

1.3.3	Unschlüssige Teilnehmer

Ein Teilnehmer wünscht, dass der Verfassungsrat eine eingehende Studie bezüglich der verschiedenen existierenden Systeme durchführt. Nur so könne festgestellt werden, ob das Kollegialsystem wirklich das beste sei. Aufgrund dieser Studie könnte dann ein neues Regierungssystem erarbeitet werden, das die verschiedenen Vorteile der verglichenen Systeme vereint.

2.	Die Mitgliederzahl der Regierung

2.1	Kontext

Gegenwärtig haben alle Kantonsregierungen 5 oder 7 Mitglieder. 



Der Staatsrat des Kantons Freiburg setzt sich aus 7 Mitgliedern zusammen. Diese in der Verfassung von 1848 festgeschriebene Zahl wurde mehrmals in Frage gestellt, jedoch nie geändert. Die Grösse der Regierung wirkt sich auf zahlreiche Faktoren aus, darunter auf die Verteilung der Aufgaben, die Arbeitsweise des Kollegiums, die Möglichkeit verschiedener Gruppierungen, in der Regierung vertreten zu sein, und die Kosten des Kollegiums. Hier einige Beispiele:



Eine Erhöhung der Zahl der Regierungsmitglieder erlaubt eine bessere Verteilung der Arbeitslast. Dasselbe Ziel kann aber auch mit anderen organisatorischen Massnahmen erreicht werden.



In Bezug auf die Arbeitsweise des Kollegiums ist man sich einig, dass es in einem kleinen Kollegium leichter ist, die Anstrengungen zu koordinieren und Beschlüsse zu fassen. So sprechen die Anforderungen in Bezug auf die Arbeitsweise des Kollegiums eher für die Beibehaltung des Status Quo oder für eine Verkleinerung der Regierung.



Ebenfalls von entscheidender Bedeutung ist die Vertretung der Parteien, Regionen, Sprachen und Geschlechter. Je mehr Mitglieder eine Regierung hat, desto besser ist theoretisch die Vertretung der verschiedenen Gruppierungen. Dennoch kann keine Vertretung garantiert werden, sofern keine zwingenden Regeln in Bezug auf den Wahlmodus bestehen.



Was den finanziellen Aspekt anbelangt, muss präzisiert werden, dass die Beziehung zwischen der Zahl der Regierungsmitglieder und der entstehenden Kosten sehr schwierig abzuschätzen ist. Dennoch kann dieser Aspekt nicht einfach ausgeklammert werden, da sich die Summe der Gehälter der aktiven Staatsratsmitglieder (Fr. 1'469'000.-) und der Renten für die ehemaligen Staatsräte (Fr. 1'504'490.-) 1999 doch auf Fr. 2'973'490.- belief. 



Mit der Frage 4a wird das Problem der Zahl der Staatsräte angesprochen, während die Fragen 4b und 4c die Wünsche der Bevölkerung hinsichtlich der grundlegenden Prinzipien, die dem Wirken der Regierung zugrunde liegen sollen, sowie hinsichtlich der Zusammensetzung der Regierung in Erfahrung bringen wollen. 

2.2	Fragen und Antworten

Frage 4a: Soll die jetzige Mitgliederzahl des Staatsrates Ihrer Meinung nach beibehalten, verringert oder erhöht werden?
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Frage 4b: Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig : eine bessere Verteilung der Arbeit auf die einzelnen Regierungsmitglieder, die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums, die Fragen der Vertretung, der finanzielle Aspekt, andere?



�Verteilung�Arbeitsweise�Vertretung�Finanzen�Andere�Keine Antwort��Private�24�25�17�2�1�2��Politische Parteien�2�4�2�-�-�-��Versch. Gruppierungen�3�3�1�-�1�-��Gemeinden �15�26�7�4�-�-��

Frage 4c (a): Soll die Vertretung gewisser Bevölkerungsgruppen in der Regierung Ihrer Meinung nach gesetzlich garantiert werden?
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Frage 4c (b): Wenn ja zur Frage 4c (a), in welcher Beziehung : politische Parteien, Regionen, Sprachen, Geschlechter?



�Politische Parteien�Regionen�Sprachen�Geschlechter��Private�10�14�11�5��Politische Parteien�-�2�-�-��Versch. Gruppierungen�-�-�1�1��Gemeinden �8�12�7�-��



Frage 4d: Haben Sie weitere Bemerkungen zur Mitgliederzahl des Staatsrates?
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2.3.1	Allgemeines

Die gegenwärtige Zahl der Regierungsmitglieder wird allgemein als angemessen betrachtet.



Müssten Reformen auf dieser Ebene durchgeführt werden, würde die Mehrzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer den Schwerpunkt auf eine bessere Arbeitsweise legen. Dem finanziellen Aspekt wird kaum Beachtung geschenkt.



Während die Vertretung der verschiedenen Bevölkerungsgruppen mehrheitlich als wünschenswert eingestuft wird, gehen die Meinungen in Bezug auf die Art und Weise, wie dies zu erreichen wäre, auseinander. 

2.3.2	Die Mitgliederzahl der Regierung

Einige der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die grundsätzlich für die Beibehaltung der gegenwärtigen Mitgliederzahl sind, würden diese Zahl reduzieren, wenn die Staatsräte ihre Funktion als Departementsvorsteher aufgeben. Andere sprechen sich für die Beibehaltung der gegenwärtigen Mitgliederzahl aus, schlagen jedoch vor, die einzelnen Staatsräte zu entlasten, indem ihnen Stellvertreter zugeordnet werden, welche für eine Reihe von Repräsentationsaufgaben sowie bestimmte Vorentwürfe verantwortlich sind.



Andere Personen betonen, dass eine Erhöhung der Mitgliederzahl des Staatsrates auf 9 oder 10 eine bessere Verteilung der Aufgaben und eine breitere Vertretung der verschiedenen Gruppierungen erlauben würde. In diesem Zusammenhang schlägt ein Bürger vor, die Mitgliederzahl des Staatsrates um 2 zu erhöhen, wobei "einer der zusätzlichen Staatsräte für die Vertretung des Volkes bei den Behörden zuständig wäre, der andere für die Vertretung des Kantons bei den anderen Kantonen sowie beim Bund (eine Art kantonaler Aussenminister)". 



Eine andere Privatperson, die sich ein präsidentielles Regierungssystem wünscht, schlägt ebenfalls vor, die Mitgliederzahl der Regierung um 2 zu erhöhen. Dies würde die Schaffung einer Präsidialdirektion und einer Direktion für interkantonale Angelegenheiten erlauben. Diese Lösung würde es seiner Ansicht nach auch erlauben, die Staatskanzlei aufzuheben. 



Eine kantonale Gruppierung schlägt vor, die Anzahl der Departemente (und somit auch der Staatsräte) auf 5 zu senken, was eventuell eine Erhöhung der Zuständigkeiten, oder sogar der Entscheidungsbefugnis der hohen Beamten bedingen würde. Ähnlich würde eine Gemeinde eine Senkung auf 4 Staatsräte mit Departementsdirektoren mit grösseren Befugnissen begrüssen. Diese Direktoren "würden jeweils anfangs einer Legislaturperiode vom Staatsrat gewählt".

2.3.3	Argumente für die gesetzlich festgelegte Vertretung bestimmter Bevölkerungsgruppen

Die Befürworter der Vertretung bestimmter Bevölkerungsgruppen wünscht sich mehrheitlich eine bessere Vertretung der Regionen.

 

Einige Privatpersonen, die für die Vertretung sämtlicher Sprachen in der Regierung sind, fordern "eine zur Bevölkerungszahl jeder Sprachengemeinschaft proportionale Vertretung", oder, "wenn die Mitgliederzahl des Staatsrates auf 5 reduziert wird, mindestens 1, bzw. 2 deutschsprachige Vertreter". Wird die Mitgliederzahl von 7 Staatsräten beibehalten, wird die Zahl von 2 deutschsprachigen Regierungsmitgliedern verschiedentlich als Minimum betrachtet. Die Oberamtmännerkonferenz spricht sich ebenfalls für eine Vertretung der Sprachen in der Regierung aus, möchte dies aber nur auf Gesetzes-, nicht auf Verfassungsstufe festlegen.



Der kantonalen Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen liegt daran, dass der Frauenanteil in der Regierung gesetzlich garantiert wird. In Bezug auf die Sprachen, die Regionen und die politischen Parteien hebt die Kommission hervor, dass diese bereits berücksichtigt sind, da einerseits die politischen Parteien spontan darauf achten, ihrer Wählerschaft Kandidatinnen und Kandidaten aus verschiedenen Bezirken vorzuschlagen, und andererseits die Zuteilung der Sitze an die Parteien proportional zu den erhaltenen Stimmen erfolgt.



Eine Gemeinde ist der Ansicht, dass zeitweilige Zwangsmassnahmen ergriffen werden sollen, um insbesondere eine optimale Vertretung der Geschlechter zu gewährleisten.



Eine andere Gemeinde macht den Vorschlag, die politische, geografische und soziale Herkunft der Generalsekretäre zu berücksichtigen, da diese oft zu viel Einfluss hätten.

2.3.4	Argumente gegen die gesetzlich festgelegte Vertretung bestimmter Bevölkerungsgruppen

Verschiedene Personen und Gemeinden, die gegen eine gesetzliche Garantie der Vertretung bestimmter Bevölkerungsgruppen sind, erachten, dass "das Majorzsystem die Wahl von starken Persönlichkeiten in Abhängigkeit ihrer Kompetenzen erlauben soll". Es wird auch gewünscht, "die Demokratie walten zu lassen", da "die regionale und sprachliche Verteilung den Willen der Wählerschaft reflektieren soll". Ein Bürger vertritt sogar die Ansicht, dass alle Staatsräte "Unabhängige" sein sollten.



Der Christlichdemokratischen Volkspartei scheint es wichtig, dass die Verfassung keine zwingenden Regeln zum Wahlmodus mit dem Ziel der Gewährleistung einer Vertretung enthält.

3.	Die Stärkung des Regierungspräsidiums 

3.1	Kontext 

Die Staatsratspräsidentin oder der Staatsratspräsident von Freiburg hat heute sehr beschränkte Befugnisse und eine vor allem formelle Funktion. Dies entspricht der Situation auf Bundesebene sowie der anderen Kantone. Der freiburgische Staatsrat ist also ein sogenanntes "selbsttätiges Kollegium".



Dieses "schwache" Präsidium bringt einen gewissen Mangel an Kontinuität auf Verwaltungsebene sowie einen fehlenden persönlichen Führungsstil des Staatsrates mit sich. Eine Stärkung des Regierungspräsidiums könnte dieses Problem durch die Schaffung einer Präsidialdirektion beseitigen. Diese würde es u.a. ermöglichen, die Zusammenarbeit zwischen den Direktionen zu organisieren und zu koordinieren und den Kontakt mit den externen Strukturen sicherzustellen.



Eine solche Stärkung könnte über eine Verlängerung der Amtsdauer (auf 2 oder 4 Jahre) und den Ausbau der Befugnisse des Präsidenten erfolgen. Dasselbe Ziel könnte aber auch über die Schaffung eines Präsidialdepartements oder die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten durch das Volk erreicht werden.



Eine Stärkung des Präsidiums dürfte sich insbesondere auf die Effizienz des Kollegiums, die Beziehungen zu Dritten, das Prinzip der Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder und auf deren Repräsentativität in Bezug zu den Parteien, den Sprachen oder den Regionen auswirken. 



Mit der Frage 5a soll abgeklärt werden, ob das Regierungspräsidium verstärkt werden soll. Frage 5b will feststellen, welches nach Meinung der Bürgerinnen und Bürger, der Gemeinden oder der interessierten Gruppierungen die wichtigsten Auswirkungen wären, während Frage 5c eine Reihe von Massnahmen zur Verwirklichung dieses Ziels vorschlägt. 

3.2	Fragen und Antworten

Frage 5a: Soll das Regierungspräsidium Ihrer Meinung nach gestärkt werden?
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Frage 5b: Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig : die Effizienz des Kollegiums, die Verbesserung der Beziehungen mit den Medien und den anderen Kantonen, die Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder, die Fragen der Vertretung, andere?



�Effizienz�Bezie-hungen�Gleichran-gigkeit�Vertretung�Andere�Keine Antwort��Private�24�12�20�9�-�5��Politische Parteien�4�-�1�-�-�-��Versch. Gruppierungen�2�3�3�-�-�2��Gemeinden �21�6�11�2�-�6��



Frage 5c: Falls Sie für eine Stärkung des Präsidiums sind, welche Massnahmen befürworten Sie zur Verwirklichung dieses Ziels : die Verlängerung der Amtsdauer, die Erweiterung der Befugnisse der Präsidentin oder des Präsidenten, die Schaffung eines Präsidialdepartements mit Stabsfunktionen, die Schaffung eines Präsidialdepartements mit Querschnittsfunktionen, die Volkswahl der Präsidentin oder des Präsidenten?



�Verlängerung der Amtsdauer�Erweiterung der Befugnisse des Präsidenten�Präsidialde-partement mit Stabsfunktion�Präsidentialde-partement mit Querschnitts-funktion�Volks-wahl des Präsidenten�Andere��Private�7�10�9�6�7�-��Politische Parteien�-�-�-�-�-�-��Versch. Gruppierungen�1�-�1�1�1�-��Gemeinden �4�2�7�2�2�-��



Frage 5d: Haben Sie weitere Bemerkungen zur Stärkung des Staatsratspräsidiums?





�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�5�25�1�4��Politische Parteien�1�3�-�-��Versch. Gruppierungen�-�3�1�1��Gemeinden �-�25�-�5��3.3	Bemerkungen und Vorschläge

3.3.1	Allgemeines

Der Stärkung des Regierungspräsidiums wird im Allgemeinen keine Priorität beigemessen.



Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern erscheint es insbesondere wichtig, das die Effizienz des Kollegiums privilegiert und die Gleichrangigkeit der Regierungsmitglieder garantiert wird.



3.3.2	Argumente gegen eine Stärkung des Präsidiums

Verschiedentlich wird die Meinung geäussert, dass eine Stärkung des Präsidiums dem Kollegialsystem zuwiderläuft.



Für einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist es wichtig, dass die Regierungsmitglieder auf gleicher Stufe bleiben und sich die Verantwortung teilen. Die Schaffung eines gestärkten Präsidiums könnte das Risiko von Konfliktsituationen bergen. Auch könnte sich die Tendenz ergeben, sämtliche Funktionsmängel auf das Präsidium zurückzuführen. Dann wird auch bezweifelt, ob eine Stärkung des Präsidiums die Effizienz der Exekutive wirklich erhöhen würde.



Andere sind der Auffassung, dass der Bereich der Beziehungen mit anderen Kantonen nicht dem Präsidenten, sondern kleineren Staatsratsgruppen übertragen werden könnte.



Wieder andere würden eine ähnliche Lösung wie in der Berner Verfassung bevorzugen.

3.3.3	Die Massnahmen zur Stärkung des Präsidiums und ihre Umsetzung

Die Befürworter einer Stärkung des Präsidiums sprechen sich mit leichter Mehrheit für die Schaffung eines Präsidialdepartements mit Stabsfunktion aus. Dabei wird teilweise ein Präsidialmandat von "2 Jahren", manchmal sogar "für die gesamte Legislaturperiode " gewünscht.



Ein weiterer Vorschlag will die Volkswahl des Präsidenten anhand einer Liste sämtlicher bereits gewählter Ratsmitglieder, die auch einen « Lebenslauf » aller Kandidatinnen und Kandidaten gibt.



Manche Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind der Meinung, dass das Präsidium nur dann gestärkt werden kann, wenn die Regierung 8 Mitglieder zählt. In diesem Fall muss der Präsident vom Volk gewählt und folgerichtig mit einer entscheidenden Stimme ausgestattet werden.



Es wird auch vorgeschlagen, dass das Volk einen Präsidenten und einen Vizepräsidenten wählt, welche nach Ablauf der halben Legislaturperiode ihre Rolle tauschen.

4.	Die Solidarität gegenüber den Entscheiden des Kollegiums

4.1	Kontext

Dem Grundsatz der Solidarität gegenüber dem Kollegium zufolge muss jedes Regierungsmitglied die gemeinsam gefällten Entscheide mittragen. Dieser Grundsatz, der oft als ein wesentliches Merkmal des politischen Systems der Schweiz angesehen wird, kann allerdings auch kritisiert werden, einerseits, weil eine Reihe von Verstössen seine Bedeutung schwächen, andererseits, weil er die Verantwortlichkeiten im politischen Leben verwischt.



Eine Lockerung oder Stärkung des Grundsatzes der Solidarität gegenüber dem Kollegium kann sich auf mehrere Elemente auswirken: 



auf die Arbeitsweise des Kollegiums, da der Erfolg und die Effizienz einer Kollegialregierung unter diesem Gesichtspunkt und gemäss einer etwas idealistischen Vorstellung stark vom gegenseitigen Vertrauen ihrer Mitglieder abhängen ;

auf die Meinungsäusserungsfreiheit der Regierungsmitglieder, da es dieses Prinzip einerseits zulässt, dass die Staatsräte ihre Ideen und Überzeugungen während der Beratungen des Kollegiums äussern, andererseits aber der Glaubwürdigkeit der Vertreterinnen und Vertreter der Minderheiten in der Regierung schadet;

auf das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Regierung, da allgemein davon ausgegangen wird, das dieses auf deren geschlossenem Auftreten beruht, auch wenn es sich dabei um eine Fiktion handelt. 



Falls eine Lockerung der Solidarität gegenüber dem Kollegium gewünscht wird, kommen verschiedene Massnahmen in Frage. Die extremste Lösung bestünde darin, die Protokolle oder sogar die Sitzungen der Regierung für öffentlich zu erklären. Für die Vertreter eines gemässigteren Standpunkts bleibt die (aleatorische) Möglichkeit, die Fälle festzulegen, in denen die Solidaritätspflicht entfällt, oder die Pflicht, die Entscheide der Regierung zu vertreten, durch eine Schweigepflicht zu ersetzen.



Mit Frage 6a soll zuerst abgeklärt werden, ob der Grundsatz der Solidarität gegenüber dem Kollegium ausdrücklich bestätigt oder, im Gegenteil, gelockert werden soll. Frage 6b möchte in Erfahrung bringen, welche Punkte den interessierten Personen, Gemeinden oder Gruppierungen diesbezüglich am wichtigsten erscheinen, während Frage 6c den Befürwortern einer Lockerung der Solidarität gegenüber dem Kollegium verschiedene Massnahmen zur Erreichung dieses Ziels vorschlägt.

4.2	Fragen und Antworten

Frage 6a: Soll der Grundsatz der Solidarität gegenüber dem Kollegium Ihrer Meinung nach ausdrücklich bestätigt oder gelockert werden?



�Bestätigen�Lockern�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�15�18�2�-��Politische Parteien�4�-�-�-��Versch. Gruppierungen�3�2�-�-��Gemeinden �22�4�2�2��



Frage 6b: Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig : die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums, die Meinungsäusserungsfreiheit der Regierungsmitglieder, die Glaubwürdigkeit der Regierung in der Öffentlichkeit, andere?











�Die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums�Die Meinungsäusserungs-freiheit der Regierungsmitglieder�Die Glaubwürdigkeit der Regierung in der Öffentlichkeit�Andere�Keine Antwort��Private�25�21�23�2�-��Politische Parteien�4�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�3�1�3�2�-��Gemeinden �25�7�23�-�1��



Frage 6c: Falls Sie der Meinung sind, dass die Solidarität gegenüber dem Kollegium gelockert werden sollte, welche Massnahmen befürworten Sie zur Verwirklichung dieses Ziels : die Öffentlichkeit der Protokolle der Regierungssitzungen, die Öffentlichkeit der Regierungssitzungen, die Definition der Fälle, in denen die Solidaritätspflicht entfällt, die Aufhebung der Pflicht, die Entscheide zu vertreten, unter Beibehaltung der Schweigepflicht?



�Öffentlichkeit der Protokolle der Sitzungen�Öffentlich-keit der Sitzungen�Def. der Fälle, in denen die Solidaritätspflicht entfallen kann�Schweigepflicht anstatt Solidaritäts-pflicht��Private�9�7�7�11��Politische Parteien�-�-�-�-��Versch. Gruppierungen�1�-�2�-��Gemeinden �1�2�4�3��



Frage 6d: Haben Sie weitere Bemerkungen zur Solidarität gegenüber dem Kollegium?
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4.3.1	Allgemeines

Man ist allgemein der Auffassung, dass der Grundsatz der Solidarität gegenüber dem Kollegium bestätigt werden soll. In diesem Zusammenhang scheinen insbesondere die effiziente Arbeitsweise des Kollegiums und seine Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit wichtig zu sein.



Eine knappe Mehrheit der Befürworter einer Lockerung der Solidarität gegenüber dem Kollegium wünscht die Einführung einer Schweigepflicht anstelle der Solidaritätspflicht. Am wenigsten Zustimmung scheinen die radikalsten Massnahmen zu finden, die eine Förderung der "Transparenz" der Regierungsentscheide über die Öffentlichkeit der Protokolle oder Sitzungen fordern.

4.3.2	Argumente für eine Bestätigung des Grundsatzes der Solidarität gegenüber dem Kollegium

Es wird befürchtet, dass eine Lockerung dieses Grundsatzes die freie Diskussion zwischen den Regierungsmitgliedern gefährden könnte. Dies würde zu Funktionsstörungen innerhalb des Kollegiums führen und dessen Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit schaden, da "der Staatsrat mit einer einzigen Stimme sprechen muss".



Dennoch wird vereinzelt vorgeschlagen, neben den Fällen, in denen die Solidaritätspflicht entfällt, die Möglichkeit vorzusehen, bei Kollegialentscheiden, die bei einem seiner Mitglieder einen schweren Gewissenskonflikt hervorrufen können, von der Anwendung der Solidaritätspflicht abzusehen. 



Andere schlagen vor, eine Sanktion für Verstösse gegen die Solidaritätspflicht vorzusehen.

4.3.3	Argumente für eine Lockerung des Grundsatzes der Solidarität gegenüber dem Kollegium

Die Stimmen, die für eine Lockerung des Grundsatzes der Solidarität gegenüber dem Kollegium sind, berufen sich im Allgemeinen auf die Tatsache, dass es im Hinblick auf eine Reihe von Abstimmungen und Wahlen sinnvoll sein kann, dass die Öffentlichkeit die Einstellung der Regierungsmitglieder kennt. In diesem Zusammenhang wird auch darauf hingewiesen, dass "die Bürger wissen wollen, ob ihre Vertreter auch tatsächlich die von ihnen erwartete Haltung einnehmen".



Während betont wird, dass die Öffentlichkeit der Sitzungen und Protokolle der Regierung für eine grössere Transparenz sorgt, was als nützlich bezeichnet wird, werden auch Befürchtungen geäussert, dass es zu persönlichen "Abrechnungen" kommen kann. 



Andere möchten die Öffentlichkeit der Studienberichte erlangen, die den Entscheiden der Regierung zugrunde liegen. Ein Bürger wünscht, dass Vertreter des Parlaments und der Medien den Regierungssitzungen beiwohnen können.



Zum Teil wird auch die Meinung geäussert, dass eine Lockerung der Solidarität gegenüber dem Kollegium den Vorteil bietet, die Ideen der Minderheitsparteien (oder der in die Minderheit gedrängten Parteien) sowie die Gründe, die zur deren Ablehnung geführt haben, kennen zu lernen.

4.3.4	Andere Bemerkungen

Die Oberamtmännerkonferenz, eine politische Partei sowie eine Anzahl Privater vertreten die Ansicht, dass die Präzisionen zur Solidarität gegenüber dem Kollegium auf Gesetzes-, nicht auf Verfassungsstufe festzulegen sind.

5.	Regierungsmitglied und Departementsvorsteher: die Doppelfunktion der Staatsratsmitglieder

5.1	Kontext

Die Regierungsmitglieder müssen gleichzeitig bei den Entscheiden des Kollegiums mitwirken und ihr Ministerium leiten. Diese Doppelfunktion, genannt "Departementalprinzip" führt zu einer engen Verbindung zwischen Regierung und Verwaltung. 



Diese Situation wird heute zunehmend kritisiert, weil die Departementsleitung oft höher gewichtet wird als die Kollegialfunktionen.



Die Auswirkungen des Departementalprinzips betreffen in erster Linie die Beziehungen zwischen Verwaltung und Regierung, da die Regierungsmitglieder durch diese Auseinandersetzung mit Verwaltungsaufgaben die Geschäfte gut genug kennen lernen, um ihre Entscheide zu fällen. Die Schwächen dieses Systems liegen bei departementsübergreifenden Problemen, da jeder Bereich der Verwaltung die Tendenz hat, seine eigene Politik zu verfolgen.



Weitere Nachteile sind die faktische Höhergewichtung durch die Staatsräte der Departementsleitung, was zu einer Ablösung der Kollegiumspolitik durch eine Departementspolitik führt. 



Von Bedeutung ist schliesslich auch der finanzielle Aspekt, da die Doppelfunktion der Regierungspolitik auf den ersten Blick eher zu Einsparungen zu führen scheint. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass auch mangelnde Effizienz ihren Preis haben kann.

 

Während eine radikale Abkehr vom Departementalprinzip unverhältnismässig erscheint, können doch verschiedene Anpassungen des Systems ins Auge gefasst werden. So wäre es z.B. möglich, die Regierung und die Departementsvorsteherinnen und -vorsteher zu entlasten, so dass sie sich vermehrt übergeordneten Aufgaben widmen können. In diesem Zusammenhang könnten Massnahmen wie eine Stärkung der Stabsorgane, eine bessere Verteilung der Zuständigkeiten auf Verwaltungsstufe, die Institutionalisierung einer departementsübergreifenden Information und Koordination sowie eine bessere Aufgabenteilung zwischen den Departementen zur einer Stärkung der Kollegiumsfunktion beitragen.



Nach der Frage, ob das Departementalprinzip beibehalten werden soll (Frage 7a), werden den interessierten Personen, Gemeinden und Organismen Fragen in Bezug auf die wichtigsten Punkte dieses Prinzips (Frage 7b) und nach eventuell zu erfolgenden Anpassungen (Frage 7c) gestellt. 

5.2	Fragen und Antworten

Frage 7a: Soll der Grundsatz, wonach die Regierungsmitglieder gleichzeitig einem Departement oder einer Direktion vorstehen, Ihrer Meinung nach beibehalten werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�28�5�-�2��Politische Parteien�4�-�-�-��Versch. Gruppierungen�3�-�-�2��Gemeinden �29�1�-�-��





Frage 7b: Welche Punkte scheinen Ihnen in diesem Zusammenhang besonders wichtig : die Notwendigkeit, dass die Regierungsmitglieder mit den Verwaltungsgeschäften konfrontiert sind, die Versuchung der Regierungsmitglieder, den Geschäften ihres Departements Vorrang einzuräumen, der finanzielle Aspekt, andere?



�Notwendigkeit einer Konfrontation mit den Verwaltungs-geschäften�Versuchung, den Geschäften des Departements Vorrang einzuräumen�Finanzieller Aspekt�Andere�Keine Antwort��Private�27�15�6�3�3��Politische Parteien�3�-�3�-�-��Versch. Gruppie-rungen�3�1�-�-�2��Gemeinden �21�12�7�-�2��



Frage 7c (a): Sollte das Departementalprinzip Ihrer Meinung nach angepasst werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�29�3�3�-��Politische Parteien�3�1�-�-��Versch. Gruppierungen�3�1�-�1��Gemeinden �23�5�1�1��



Frage 7c (b): Wenn Sie der Meinung sind, dass Departementalprinzip sollte angepasst werden, welche Anpassungen erachten Sie als notwendig : die Stärkung der Stabsorgane, eine bessere Verteilung der Zuständigkeiten auf Verwaltungsstufe, eine bessere Aufgabenteilung zwischen den Departementen, die Institutionalisierung einer departementsübergreifenden Information und Koordination, andere?



















�Stärkung der Stabsorgane �Bessere Verteilung der Zuständigkeiten auf Verwaltungs-stufe�Bessere Aufgabenteilung zwischen den Departementen�Institutionalisierung einer departementsüber-greifenden Information und Koordination�Andere��Private�18�8�20�18�1��Politische Parteien�1�-�2�3�1��Versch. Gruppie-rungen�1�3�1�3�1��Gemeinden �6�9�14�11�1��



Frage 7d: Haben Sie weitere Bemerkungen zum Departementalprinzip?
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5.3	 Bemerkungen und Vorschläge

5.3.1	Allgemeines

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer befürworten das Prinzip, nach dem die Regierungsmitglieder gleichzeitig auch Departementsvorsteher sein müssen. Verschiedentlich will so verhindert werden, "einen Beamtenapparat für Verwaltungsaufgaben zu schaffen".



Die meisten Stellungnahmen teilen die Vorstellung, dass es dieses Prinzip den Staatsräten erlaubt, sich mit den Verwaltungsaufgaben auseinanderzusetzen, und sich so die Kenntnisse anzueignen, die zur Ausübung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie halten es für wichtig, "dass die Direktionen von Fachleuten präsidiert werden, die sie am besten kennen und die die Verantwortung tragen".



Eine Person hält die Notwendigkeit, dass die Regierungsmitglieder mit den Verwaltungsgeschäften konfrontiert sind, für sehr wichtig, weil dadurch eine weitere Verstärkung der Macht der Dienstchefs vermieden werden kann. Dementsprechend ist sie auch der Meinung, dass der neue Departementsvorsteher nicht verpflichtet sein soll, den Dienstchef seines Vorgängers zu "übernehmen", da die Dienstchefs sonst zu eigentlichen Departementsvorstehern werden. 



Was die Anpassungen des Departementalprinzips betrifft, findet die Institutionalisierung der departementsübergreifenden Information und Koordination den grössten Anklang.



Zusammenfassend werden Reformen gewünscht, die die Effizienz und die Rationalität gewährleisten.

5.3.2	Bevorzugte oder vorgeschlagene Anpassungen

Es wird darauf hingewiesen, dass es interessant wäre, in der Verfassung zu präzisieren, dass die Staatsräte den allgemeinen Geschäften Vorrang vor denen ihres Departements einräumen müssen.



Einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer, darunter insbesondere einige politische Parteien, wünschen sich auch die Möglichkeit , einen "Minister", ein Stabsorgan, persönliche Berater oder Direktionsbeamte zu ernennen, um die Staatsräte punktuell zu unterstützen. Eine Gruppierung würde aber nur dann auf diese Massnahme zurückgreifen, wenn die Mitgliederzahl des Staatsrates gesenkt wird.



Die Oberamtmännerkonferenz schlägt vor, dass die Ausführung der meisten Aufgaben den Dienstchefs überlassen werden soll.

6.	Weitere Verbesserungsmöglichkeiten

Frage 8: Haben Sie weitere Vorschläge zum Staatsrat und zur Verwaltung?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�10�20�1�4��Politische Parteien�-�4�-�-��Versch. Gruppierungen�1�3�-�1��Gemeinden �3�24�2�1��

Ein häufiger Vorschlag lautet auf ein eigentliches Recht der Bevölkerung (und/oder der Parlamentarier) auf Einsicht in die allgemeinen Akten (Berichte, Studien, Protokolle). Diesbezüglich wird oft ein Defizit im Kanton festgestellt. 



Ebenfalls vorgeschlagen wird die Einführung einer Informationspflicht des Staatsrats in Bezug auf die öffentliche Gesundheit, verschiedene Umweltgefährdungen usw., eventuell gekoppelt mit der Einführung einer Haftpflicht für das gesamte Regierungskollegium im Falle der Vernachlässigung dieser Pflicht.



Was die Kontakte der Regierung mit den Medien betrifft, würden einige Personen anstelle eines verstärkten Präsidiums eine Stelle für einen Sprecher des Staatsrates schaffen. Auch für eine Reihe von "Geschäften geringerer Wichtigkeit, so etwa für Ansprachen, Einweihungen, Sänger-, Turn-, Musik- und Schützenfeste usw. " wird die Anstellung eines Sprechers vorgeschlagen.



Andere möchten die interkantonale Zusammenarbeit verbessern, um Zweispurigkeiten zu vermeiden und um von der Erfahrung anderer zu profitieren.



Ein Befürworter des präsidentiellen Systems schlägt vor, eine zweistufige Exekutive zu schaffen. Die erste Stufe bestünde aus einem 5-köpfigen Staatsrat, der die Funktionen des Staats- und Regierungschefs übernehmen würde, die zweite Stufe bestünde aus Ministern, die vom Staatsrat ausgewählt und ernannt würden und die Regierungsfunktionen ausüben.



Weiter wird auch vorgeschlagen, den Beamtenstatus abzuschaffen. 



Schliesslich wird gewünscht, die Hierarchie über die Aufhebung der Departemente zu vereinfachen: Regierung - Direktionen - Dienststellen.
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